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D ie Ärzte in der Uniklinik in
tokio dachten, der Patient
habe Covid-19. Der 71 Jah-
re alte Mann hustete, be-
kam schlecht Luft und at-

Die menschliche Sehnsucht nach einfa-
chen Lösungen und schnell wirkenden
Wundermitteln ist in aufgeregten Krisen-
zeiten stark ausgeprägt. Das gilt nicht nur
im normalen Leben, sondern auch bei der
Schaffung von Wohnraum. Die Politik ist
gerade vorWahlen besonders geneigt, ent-
sprechende erwartungen der akteure mit
viel tamtam zu bedienen. So wurde vor
der Bundestagswahl 2021 mit dem Bau-
landmobilisierungsgesetz eine vermeint-
lich bahnbrechende „Super-Befreiungsre-
gel“ zur ankurbelung des Wohnungsbaus
in das Baugesetzbuch aufgenommen.

Mit zeitlichem abstand kann man die-
se innovation nur als rohrkrepierer be-
zeichnen: Der Wohnungsbau ist seither
eingebrochen, und die praktischen an-
wendungsfälle der Neuregelung blieben
auf homöopathische Dosen beschränkt.
aus Hamburg ist zu hören, dass gegen
einen Mitarbeiter des Bauamtes eine
Dienstaufsichtsbeschwerde erhoben wur-
de, weil die Behörde auf der grundlage
der Vorschrift umfangreich von alten Be-
bauungsplänen befreit hatte. Solche Mel-
dungen verbreiten sich meist in Windes-
eile. in der Praxis ist das der todesstoß
für jede innovationsklausel.

einmal mehr zeigt sich, dass gut ge-
meint das gegenteil von gut gemacht ist.
Diese Binsenweisheit dürfte auch für den
derzeit öffentlichkeitswirksam diskutier-
ten „Bau-turbo“ gelten, dessen aufnah-
me ins Städtebaurecht von der Bundesre-
gierung erwogen wird. Natürlich ist es
zufall, dass solche Pläne im Vorfeld der
2025 anstehenden Bundestagswahl kom-
muniziert werden. Nach dem gesetzent-
wurf können künftig in gebieten mit an-
gespannten Wohnungsmärkten Mehrfa-
milienhäuser mit mindestens sechs
Wohneinheiten in allen Baugebieten mit

zustimmung der gemeinde zugelassen
werden, „wenn die abweichung unter
Würdigung nachbarlicher interessen mit
den öffentlichen Belangen vereinbar ist“.

Das klingt bestechend einfach. tatsäch-
lich weckt die angekündigte Novelle er-
wartungen auf eine schnelle Wende beim
Wohnungsbau. in der Praxis wird aber
auch dieses angebliche allheilmittel nichts
bewirken. es ist absehbar, dass die Behör-
den vor Ort anders damit umgehen wer-
den, als man es sich imMinisterium denkt.
Dort wurde übersehen, dass die Kommu-
nen bei anwendung des Bau-turbos von
den investoren keinen Folgekostenbeitrag
für Sozialwohnungen und die Schaffung
sozialer infrastruktur erhalten, wie bei der
Bauleitplanung mit anwendung kommu-
naler Baulandbeschlüsse üblich. Die fi-
nanziell meist klammen Städte werden da-
her imeigeninteresse ihre notwendige zu-
stimmung verweigern und stattdessen
klassische Bauleitplanung mit abschöp-
fung des Bodenwertgewinns anbieten.

Was folgt daraus? es handelt sich um
bloßen aktionismus, wenn die Politik im
anspringenden Wahlkampfmodus meint,
die erwartungshaltung der gebeutelten
Wohnungswirtschaft auf fortwährende ge-
setzliche erleichterungen mit garantierter
Sofortwirkung erfüllen zu müssen. Falls
gewollt, können Behörden schon jetzt mit
dem vorhandenen regelwerk des Bauge-
setzbuchs und der Landesbauordnungen
flexibel sein und meist auch schwierige
Bauvorhaben rechtssicher genehmigen.

Das setzt aber voraus, dass investoren
und architekten diese Möglichkeiten
auch nutzen und den Ämtern städtebau-
lich überzeugende Planungen mit hand-
werklich stimmigen Bauanträgen vorle-
gen. Behördenseitig muss genauso sorg-
fältig, aber auch zügig und zielgerichtet

entschieden werden, damit die genehmi-
gung notfalls auch vor gericht hält. Die
Maßstäbe zur Beurteilung von Nachbar-
klagen sind lange geklärt und berechen-
bar. auch dazu ist gesetzgeberisches
Handeln nicht erforderlich.

allerdings müssen Behörden auch zu-
gunsten des Wohnungsbaus entscheiden
wollen und die Folgen im öffentlichen
Diskurs aushalten. an diesem „Mindset“
fehlt es meist in der Praxis, und vielerorts
regieren Bedenkenträger. entscheidend
ist die Haltung der jeweiligen amtsleiter
und der vor Ort zuständigen Politiker.

Nüchtern betrachtet besteht also gar
kein dringender gesetzlicher Handlungs-
bedarf im Städtebaurecht, um den Woh-
nungsbau anzukurbeln. Die Politik irrt,
wenn sie meint, hier dauernd steuernd
eingreifen zu müssen. Die akteure müs-
sen lediglich den bestehenden instru-
mentenkasten korrekt bedienen.

Wenn der gesetzgeber dennoch etwas
gutes tun möchte, sollte er besser obsolet
gewordene regulatorik streichen, die sich
über die Jahre zahlreich in den regelwer-
ken angesammelt hat, anstatt ständig eine
„neue Sau durchs Dorf zu treiben“. Noch
dringlicher wäre es, die Verwaltung zu di-
gitalisieren, für qualifiziertes Personal zu
sorgen und entscheidungsfreude zuguns-
ten von Wohnbauprojekten zu schaffen.
Der immobilienwirtschaft helfen in Kri-
senzeiten vor allem kluge Marktstrategien
und eine professionelle zielfokussierung
sowie sinkende zinsen. auf diese Weise
könnte der wahre Bau-turbo gezündet
werden, sobald die zinswende da ist. Bis
dahin wird es mau bleiben am Bau. So viel
realismus muss sein.

Der Autor ist Fachanwalt für Verwaltungsrecht
und Partner der Kanzlei FPS in Frankfurt.

Warum der Bau-Turbo verpufft
Das Städtebaurecht braucht keine reform /Von Thomas Schröer

spielsweise ein Student versäumt, sein
gerät regelmäßig zu reinigen und erkran-
ke sein Mitbewohner nachweislich an
einer Befeuchterlunge, könnte dieser
möglicherweise anspruch auf Schaden-
ersatz haben, sagt roosbeh Karimi,
rechtsanwalt in Berlin. „allerdings
müsste dem Studenten nachgewiesen
werden, dass er die erforderliche Sorgfalt
außer acht gelassen und sein gerät nie
gesäubert hat.“ im beruflichen Umfeld
gibt es für Luftbefeuchter strengere Vor-
gaben. So dürfen beispielsweise nur Ma-
terialien eingesetzt werden, die eine Ver-
mehrung von Keimen nicht fördern, das
einfließende Wasser muss so sauber wie
trinkwasser sein, und es müssen alle
zwei Jahre mikrobiologische Untersu-
chungen durchgeführt werden.

eine Wohnung soll nicht zu feucht,
aber auch nicht zu trocken sein. allerdings
haben Luftbefeuchter Nachteile und
können Lungenkrankheiten verursachen.
Von Felicitas Witte, Zürich

„Keiner braucht
Luftbefeuchter“

Viel Luft zum Befeuchten: Zweifelhaft, ob sich alle Trockenheits-Symptome auf diesem Weg beseitigen lassen. Foto Mauritius

furt, Urteil vom 24. November 2023,
aktenzeichen: 33 C 2124/21.

Bettina Baumgarten ist Rechtsanwältin
der Kanzlei Bethge in Hannover.

Eine Sauna darf hier nicht
angebaut werden
ein anbau im Staffelgeschoss wie eine
Sauna, der die geschossflächenzahl
überschreitet oder die eigenart des Bau-
gebietes nicht berücksichtigt, ist nicht
zulässig. Der eigentümer eines Mehrfa-
milienhauses plante den anbau einer
Sauna im Staffelgeschoss. Die zuständi-
ge Bauaufsichtsbehörde lehnte dies ab.
Das gericht bestätigte die Behörde mit
der Begründung, dass der Saunaanbau
teil des gesamtgebäudes sei, sodass sei-
ne Fläche auf die zulässige geschossflä-
chenzahl anzurechnen und diese einzu-
halten sei. Selbst wenn die Sauna als be-
wegliche einheit konzipiert sei, könne
sie nicht als eigenständige Nebenanlage
angesehen werden, es sei denn, sie ver-
stoße nicht gegen die gestaltungssat-
zung des Baugebietes. Verwaltungsge-
richtshof Bayern, Beschluss vom 24. Ja-
nuar 2024, aktenzeichen: 9 zB 22.2015.

Hochterrasse und Gebäude
sind eine Einheit
terrassen, ob ebenerdig oder als Hoch-
bau, bilden mit dem angrenzenden ge-
bäude eine bauliche einheit. eine an-
wohnerin sah sich durch die terrasse
des Nachbarn in ihrer Privatsphäre ver-
letzt. Das gericht sah dies anders und
stellte fest, dass terrassen unabhängig
von ihrer Höhe eine einheit mit dem
gebäude bilden. Durch die anerken-
nung von terrassen als Bestandteil des
gebäudes werden diese in die baurecht-
liche Beurteilung einbezogen. Für ter-
rassen gelten daher die gleichen regeln
wie für das übrige gebäude, insbeson-
dere hinsichtlich der einhaltung der ab-
standsflächen. zudem sei in dicht be-
bauten gebieten eine gegenseitige ein-
sichtnahme normal und nicht völlig
vermeidbar. Oberverwaltungsgericht
Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 30. Ja-
nuar 2024, aktenzeichen: 10 a 875/21.

Sergia Antipa ist Rechtsanwältin
der Kanzlei Bethge in Hannover.

Mangelhafte Mülltrennung
führt nicht zur Kündigung
eine mangelhafte Mülltrennung, beson-
ders im Fall kleinerer Mengen, ist nicht
zwingend ein grund für die Kündigung
eines Mietverhältnisses. ein Vermieter
kündigte und verlangte die räumung
einer Wohnung, weil der Mieter angeb-
lich gegen die Pflicht zur Mülltrennung
aus dem Mietvertrag verstoßen hatte.
Das gericht entschied jedoch, dass die
vorgelegten Beweise – kleine Mengen
nicht ordnungsgemäß entsorgten Mülls
– nicht ausreichten, um eine Kündigung
zu rechtfertigen. es betonte, dass für
eine Kündigung wesentliche Verstöße
des Mieters vorliegen müssen, die er-
hebliche negative auswirkungen auf die
Mietsache, andere Mieter oder den Ver-
mieter selbst haben. amtsgericht Ham-
burg-Blankenese, Urteil vom 24. Febru-
ar 2023, aktenzeichen: 533 C 159/22.

Fehlbelegte Sozialwohnung
rechtfertigt Kündigung
ein privater Vermieter kann zur Kündi-
gung einesWohnraummietverhältnisses
berechtigt sein, wenn er zur erfüllung
öffentlich-rechtlicher aufgaben durch
eine Behörde in anspruch genommen
wird und ihm bei Fortsetzung des Miet-
verhältnisses Nachteile zum Beispiel
durch Bußgelder oder ersatzvornahme
drohen. Der Vermieter sah sich gezwun-
gen, seinem Mieter zu kündigen, nach-
dem die Behörde dies von ihm gefordert
hatte, weil der Mieter eine Sozialwoh-
nung bewohnte, die er aufgrund geän-
derter Lebensumstände nicht mehr
hätte bewohnen dürfen. Das gericht
bestätigte die rechtmäßigkeit der Kün-
digung. es betonte, dass der Vermieter
ein berechtigtes interesse an der Kündi-
gung hat, wenn ihm durch die Fortset-
zung des Mietverhältnisses rechtliche
Nachteile drohen. amtsgericht Frank-
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